Lösungsvorschlag





A. Tenor:


Die Klage wird abgewiesen.





Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens.





Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Klägerin darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des jeweils beizutreibenden Betrages zuzüglich 10 v.H. dieses Betrags abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.





B. Entscheidungsgründe:





Die Kammer kann aufgrund des Einverständnisses der Beteiligten ohne mündliche Verhandlung entscheiden, § 101 Abs. 2 VwGO.





I. Zulässigkeit


Die Klage ist nur teilweise zulässig.





1. Der Verwaltungsrechtsweg ist nach § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO gegeben. Bei der Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses ist dieses öffentlich-rechtlicher Natur, wenn es jedenfalls bestünde. Das Rechtsverhältnis ergibt sich aus dem Polizeirecht und damit öffentlich-rechtlicher Natur.





2. Das Verwaltungsgericht Chemnitz ist nach § 45 VwGO sachlich und nach § 52 VwGO örtlich zuständig.





3. Statthafte Klageart


a. Eine Anfechtungsklage ist im Hinblick auf die Schreiben der Stadt Chemnitz vom 25. Juli und 14. August 1997 nicht zulässig.


Die Zulässigkeit setzt voraus, daß diese Schreiben Verwaltungsakte wären.


Def. § 35 -VwVfG.


Diese Schreiben haben keinen Regelungscharakter.


Es ist zwar unter der Geltung des § 35 VwVfG anerkannt, daß es feststellende Verwaltungsakte gibt, wobei bei diesen die für die Annahme eines Verwaltungsaktes erforderliche Regelungswirkung darin zu sehen ist, daß in einer rechtlich ungewissen Situation die Sach- und Rechtslage durch eine verbindliche Feststellung erklärt werden soll. Auch unter dem Gesichtspunkt des rechtsstaatlichen Gesetzesvorbehalts bestehen gegen derartige Entscheidungen keine Bedenken. Dies bedeutet jedoch nicht, daß jede Äußerung einer Behörde über eine bestimmte Rechtslage als eine Feststellung in diesem Sinn und damit als Verwaltungsakt verstanden werden kann. Voraussetzung für die Annahme eines solchen ist vielmehr, daß der Bürger unter Berücksichtigung aller ihm bekannten oder erkennbaren Umstände nach Treu und Glauben bei objektiver Auslegung die Erklärung der Behörde als eine derart verbindliche Regelung auffassen konnte oder mußte. Als weiteres Indiz für die Beantwortung der Frage, ob ein VA gegeben ist oder nicht, kommt auch dem Kriterium Bedeutung zu, ob die in Rede stehende Feststellung zur Klärung eines streitigen Zustandes dienen soll. Denn nur in diesem Fall besteht für den Bürger Anlaß zu der Annahme, eine an sich nichts regelnde Behördenäußerung müsse als VA qualifiziert werden. Wenn also nicht bereits die äußere Form der Erklärung für einen entsprechenden Regelungswillen der Behörde spricht, ist es ein wesentlicher Gesichtspunkt bei der Beantwortung der Frage nach dem Vorliegen eines VAs, ob die streitige Erklärung im Rahmen einer Auseinandersetzung zwischen Bürger und Behörde zu deren endgültigem Abschluß ergangen ist oder ob - wie hier - dem Bürger nur eine entsprechende Information über die behördliche Entscheidung angekündigt wird. Die Schreiben der Stadt sind auch der äußeren Form nach nur Information über eine beabsichtigte Maßnahme. Es fehlt insoweit jeder erkennbare Anhaltspunkt dafür, daß eine verbindliche Feststellung getroffen werden sollte.


Die Anfechtungsklage ist damit unzulässig.





b. Auch die Weisung des Regierungspräsidiums (§ 82 PolG), die aufgrund der Fachaufsicht nach § 67 Abs. 1 Satz 1 PolG iVm § 66 Nr. 3a PolG gegenüber der allgemeinen Polizeibehörde zulässig war, kann nicht mit der Anfechtungsklage angefochten werden. Die Weisung einer Behörde im Wege der Fachaufsicht gegenüber der Polizei ist ein rein innerdienstlicher Akt. Es liegt deshalb auch hier kein VA vor.





c. Die vom Kläger erhobene Feststellungsklage ist zulässig.


Diese ist die richtige Klageart, wenn das Klagebegehren auf die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses gerichtet ist, § 43 Abs.1 1. Fallgruppe VwGO.


Der Kläger begehrt Feststellung des Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses.


Er verlangt die Feststellung, daß gegen sein Verhalten mit polizeirechtlichen Mitteln nicht eingeschritten werden darf. 


Ein Rechtsverhältnis ist jede durch die konkrete Anwendung von Rechtsnormen auf einen Lebenssachverhalt begründete rechtliche Beziehung zwischen mehreren Personen oder zwischen einer Person und einer Sache. Feststellungsfähig ist nur ein konkretes Rechtsverhältnis, weil ein abstraktes nicht geklärt werden kann.


Die Feststellungsklage ist nicht nur dann zulässig, wenn sie sich auf das Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses als Ganzes bezieht, sondern auch dann, wenn einzelne selbständige Rechte oder Pflichten aus diesem Rechtsverhältnis streitig sind. Erforderlich ist nur, daß einzelne Rechte oder Pflichten nicht als abstrakte Rechtsfrage, sondern in bezug auf einen konkreten, übersehbaren Sachverhalt streitig werden. 


Die erforderliche Konkretisierung des Rechtsverhältnisses ist dadurch eingetreten, daß dem Kläger die Absicht der Polizeibehörde mitgeteilt wurde, daß sie, weil das Verhalten des Klägers für rechtswidrig gehalten wird, als Polizeibehörde einschreiten und die Aberntung des Hanfes anordnen werde. Es handelte sich hier auch nicht um ein zukünftiges Rechtsverhältnis, wie es grundsätzlich als Gegenstand der Feststellungsklage ausgeschlossen wird.


Vielmehr handelt es sich um die Frage, ob polizeirechtliche Vorschriften den Kläger davon abhalten, weiterhin Hanf anzubauen, bzw. ob er verpflichtet ist, schon angebauten Hanf abzuernten.





Der Kläger sucht mit seiner Feststellungsklage vorbeugend Rechtsschutz gegen einen künftigen VA. Der vorbeugende Rechtsschutz gegen einen Eingriff in Form eines VAs ist nach dem System der VwGO die Ausnahme. Die VwGO sieht als Regelfall den Fall an, daß der Betroffene einen Eingriff durch VA abwarten muß, gegen den er dann mit der Anfechtungs- oder der Verpflichtungsklage vorgeht. In diesem Regelfall sind die Interessen des Klägers durch die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs, die des Beklagten durch das Vorverfahren geschützt. Dem Betroffenen ist es grundsätzlich zuzumuten, dieses mit allen Sicherheiten gegen eine Benachteiligung versehene Verfahren einzuschlagen. Für den vorbeugenden Rechtsschutz, der von diesem Interessenausgleich abweicht, sind daher besondere Gründe notwendig, die es rechtfertigen, den nachteiligen VA nicht abwarten zu müssen. Dann müssen innerhalb eines bereits bestehenden Rechtsverhältnisses nachteilige Veränderungen drohen. Das allgemeine Rechtsschutzbedürfnis wird allerdings nur dann gegeben sein, wenn es wegen drohender irreparabler Schäden unzumutbar ist, auf den repressiven Rechtsschutz verwiesen zu werden.





Hier haben sich durch die eindeutige behördliche Ankündigung, die nicht mehr als ein bloßer Hinweis auf die abstrakte Rechtslage angesehen werden kann, die zwischen dem Kläger und der Behörde bereits schwebenden Beziehungen zu einem Rechtsverhältnis konkretisiert, dessen Nichtbestehen schon jetzt durch Feststellungsklage geltend gemacht werden kann, ohne daß der Kläger darauf verwiesen werden dürfte, erst gegen den vorgesehenen VA Anfechtungsklage erheben zu können. Es kann dem Betroffenen nicht zugemutet werden, vielleicht erhebliche Investitionen vorzunehmen, ehe er die Sicherheit hat, daß sein Gewerbebetrieb auch zulässig ist (BVerwGE 14, 235).





4. Subsidiarität


Gemäß § 43 Abs. 2 VwGO ist die Feststellungsklage gegenüber Gestaltungs- und Leistungsklagen subsidiär.


Das vom Kläger verfolgte Ziel ließe sich nicht nur im Wege der Feststellungs-, sondern auch durch eine Unterlassungsklage verfolgen.


Eine auf Unterlassung gerichtete allgemeine Leistungsklage käme deshalb ebenfalls in Frage. Die vorbeugende Unterlassungsklage ist ebenso wie im Zivilprozeß im Verwaltungsprozeß zulässig als Bewehrung eines jeden materiell-rechtlich gegebenen Leistungsanspruches, soweit nicht eine Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage eingreift. Die Statthaftigkeit insbesondere einer Verpflichtungsklage scheidet hier aus, weil die Klage weder auf die Verurteilung zum Erlaß eines abgelehnten noch auf die Verurteilung zum Erlaß eines unterlassenen VAs gerichtet ist. Der Gegenstand der Verpflichtungsklage ist auf die Verurteilung zum Erlaß begünstigender VAe beschränkt und erstreckt sich nicht auf die Verurteilung zur Unterlassung. Es wäre aber eine Unterlassungsklage zulässig. Dennoch steht § 43 Abs. 2 VwGO einer Feststellungsklage nicht entgegen.





Das BVerwG hat festgestellt (BVerwGE 36, 179, 181f., 40, 323, 327f.) daß die Subsidiaritätsklausel nur dort eingreife, wo ohne sie die für die Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen geltenden Sonderregeln unterlaufen würden. Das ist nicht der Fall, weil die dem Feststellungsantrag entsprechende Unterlassungsklage ebenfalls ohne Vorschaltung eines Widerspruchsverfahrens zulässig wäre.





5. Klagebefugnis analog § 42 Abs. 2 VwGO?


Ist Streitgegenstand das Rechtsverhältnis zwischen Kläger und Beklagtem kann wegen des idR vorhandenen tatsächlich bestehenden berechtigten Interesses an der Feststellung auf die Notwendigkeit eines Klagebefugnis verzichtet werden.





6. Feststellungsinteresse


Das ist zu bejahen bei Ungewißheit über das Bestehen oder Nichtbestehen des streitigen Rechtsverhältnisses und bei Bestehen eines berechtigten Interesses wirtschaftlicher (Vorbereitung eines Schadenersatzprozesses), ideeller (Rehabilitationsinteresse) sowie rechtlicher (Wiederholungsgefahr) Art.


Darüber hinaus muß das Interesse an baldiger Feststellung bestehen.


Das liegt vor, wenn das Bedürfnis des Klägers nach Klarstellung der Rechtslage bereits in der Gegenwart oder für eine nicht ferne Zukunft besteht.


Der Kläger hat bereits nach den obigen Ausführungen ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung.





7. Übrige Zulässigkeitsvoraussetzungen


Zu den übrigen Prozeßvoraussetzungen wie Klagefrist, Beteiligtenfähigkeit, Prozeßfähigkeit ergeben sich hier keine Anhaltspunkte.





8. Klagegegner


(Falls das hier geprüft wird, sonst wird dies als erster Punkt der Begründetheit unter der Überschrift Passivlegitimation geprüft.)


Bei der positiven Feststellungsklage ist richtiger Beklagter, derjenige, wer das bestrittene Rechtsverhältnis als existent behauptet.


Der Klagegegner ergibt sich aus dem Rechtsverhältnis. Zwar ist wegen seiner systematischen Stellung im 8. Abschnitt der VwGO § 78 nicht (direkt) anwendbar, doch ist auf das dort niedergelegte Rechtsträgerprinzip abzustellen (teilweise wird § 78 auch analog angewandt, vgl. Kopp, § 78 Rn 1).


Danach ist richtiger Klagegegner die Stadt Chemnitz.





Falls die Referendarinnen und Referendare die auf Unterlassung gerichtete allgemeine Leistungsklage für die statthafte Klageart halten, wäre der Aufbau dann noch folgender:





Die Leistungsunterlassungsklage ist gerichtet auf die Verhinderung eines künftigen Verwaltungshandelns, sei des die Verhinderung schlichten Verwaltungshandelns oder sei es die Verhinderung des Erlasses eines VAs.





Klagebefugnis analog § 42 Abs. 2 VwGO


Der Kläger müßte klagebefugt sein. Ob die allgemeine Leistungsklage eine Klagebefugnis nach § 42 Abs. 2 VwGO analog erfordert, ist umstritten. Aus dem Wortlaut der VwGO kann dieses Erfordernis nicht abgeleitet werden. Indes könnte das auf den Individualschutz angelegte Rechtsschutzsystem der VwGO für das Erfordernis einer Klagebefugnis sprechen.


Die Klagebefugnis vermeidet Popularklagen und gewährleistet somit den Individualschutzcharakter der VwGO.


Gleichwohl kann der Streit offenbleiben, wenn der Kläger jedenfalls die Voraussetzungen des § 42 Abs. 2 VwGO erfüllt.


Dann müßte es zumindest möglich sein, daß ihm ein Anspruch auf das begehrte Verwaltungshandeln zusteht.


Dieser Anspruch steht ihm aus der Generalklausel § 3 SächsPolG zu.





Vorverfahren, Frist


Eine analoge Anwendung der Vorschriften über das Vorverfahren und die Klagefrist verbietet sich bei der allgemeinen Leistungsklage.





Klagegegner


Aufgrund der systematischen Stellung im 8. Abschnitt der VwGO kann § 78 VwGO für die Bestimmung des richtigen Klagegegners der allgemeinen Leistungsklage nicht ohne weiteres herangezogen werden. Bei der allgemeinen Leistungsklage ist der sachliche Streitgegner richtiger Klagegegner. Sachlicher Streitgegner ist der hinter der Behörde, die zu einem Verhalten bestimmt werden soll, stehende Verwaltungsträger; der materiell Verpflichtet (sog. Rechtsträgerprinzip) (Kopp, VwGO, § 78 Rn 2, 11).





Übrige Zulässigkeitsvoraussetzungen


Das allgemeine Rechtsschutzbedürfnis ist möglicherweise zu problematisieren.


Geht das Rechtsschutzziel des Bürgers darauf, daß die Behörde ein für die Zukunft geplantes Verhalten unterläßt, wird allgemein verlangt, daß wegen des präventiven Charakters der Klage (die VwGO ist grundsätzlich nur auf repressiven Rechtsschutz ausgerichtet) ein qualifiziertes Rechtsschutzbedürfnis vorliegt. Der Kläger kann daher nur Klage erheben, wenn ihm ein Abwarten des Verhaltens nicht zugemutet werden kann. Unzumutbarkeit liegt vor, wenn der Antragsteller durch das Abwarten irreparable Schäden oder eine Rechtsvereitelung erleiden würde.


Der Kläger könnte auch hier erhebliche Investitionen vornehmen wollen, dafür bräuchte er aber die Sicherheit, daß sein Gewerbebetrieb auch zulässig sei.


Damit ist ein Rechtsschutzbedürfnis gegeben.





9. Der Kläger ist auch berechtigt, mehrere Klagebegehren in einer Klage zusammen zu verfolgen. Eine solche objektive Klagenhäufung ist nach 


§ 44 VwGO dann zulässig, wenn sich die einzelnen prozessualen Ansprüche des Klägers gegen denselben Beklagten richten, im Zusammenhang stehen und das angerufene Gericht örtlich und sachlich zuständig ist. 


Diese Voraussetzungen sind hier gegeben. 


Die einzelnen Klagebegehren des Klägers stehen insbesondere auch im Zusammenhang. Hierfür genügt es, wenn die damit geltend gemachten Ansprüche nach der allgemeinen Lebensanschauung rein tatsächlich einem einheitlichen Lebensvorgang zuzurechnen sind. Dies ist u.a. der Fall, wenn die mehreren Ansprüche - wie hier - in tatsächlicher Hinsicht den gleichen Gegenstand betreffen oder einen gleichen oder ähnlichen Erfolg bezwecken.


Anm.: § 44 VwGO wird nicht im Rahmen der Zulässigkeit der Klage untersucht. Das macht nur einen Sinn, wenn der Verstoß gegen § 44 VwGO zur Unzulässigkeit führen würde. 


§ 44 VwGO formuliert demnach keine Sachurteilsvoraussetzung.





II. Begründetheit





Die Feststellungsklage ist begründet, wenn ein Rechtsverhältnis besteht.


oder


Die Leistungsunterlassungsklage ist begründet, wenn dem Kläger der behauptete Anspruch tatsächlich zusteht und dieser Anspruch auch durchsetzbar ist.





1. Ermächtigungsgrundlage


Diese ist für ein Einschreiten, die poilzeirechtliche Generalklausel der §§ 1,3 SächsPolG.


Es liegt keine Verdrängung durch die Sondervorschriften des Betäubungsmittelgesetzes vor. Der Anbau der Hanfpflanzen ist nach § 3 BtMG erteilt worden. Die Erlaubnis ist gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BtMG mit einer Befristung versehen worden.


Der Kläger hat damit eine besondere Rechtsstellung erlangt, die grundsätzlich nur nach Maßgabe dieses Gesetzes aufgehoben oder beschränkt werden kann, vgl. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BtMG. Die Vorschriften dieses Gesetzes sind Sonderregelungen gegenüber dem allgemeinen Polizeirecht mit der Folge, daß jedenfalls in der Regel aufgrund des allgemeinen Polizeirechts nicht eingeschritten werden kann, es sei denn vorläufig und zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr. Dies ist in § 2 Abs. 1 SächsPolG geregelt.


Andere Stellen iSd § 2 Abs. 1 PolG sind Behörden, die nicht allgemeine oder besondere Polizeibehörden sind, aber zumindest zum Teil im Aufgabenbereich der Gefahrenabwehr tätig werden. Sie können sich nicht der Befugnisse des Polizeigesetzes bedienen. In besonders dringlichen Situationen dürfen die Polizeibehörden vorläufige polizeiliche Maßnahmen treffen, wenn die „andere Stelle“ diese nicht selbst vornehmen kann. 


Die Erlaubnis des Klägers könnte widerrufen werden. Damit würde aber die Gefahr, die von den reifenden Pflanzen ausgeht nicht beseitigt.


Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei aufgrund der Generalklausel die zur Durchführung notwendigen Maßnahmen treffen (Lisken/Denninger, Polizeirecht, E Rn 183).


Damit ist §§ 1, 3 PolG die zutreffende Ermächtigungsgrundlage. 





2. Formelle Rechtmäßigkeit





a. Zuständigkeit


Zur Wahrnehmung der polizeilichen Aufgaben ist nach § 2 Abs. 1 PolG die Polizei ermächtigt. Welcher Organisationsteil der Polizei im Einzelfall zuständig ist, wird in § 2 Abs. 1 PolG offengelassen. 


Damit ist die Stadt Chemnitz als Ortspolizeibehörde nach §§ 64 Abs. 1 Nr. 4, 68 Abs. 2 PolG zuständig, die beabsichtigte Polizeiverfügung zu erlassen. Zutreffend ist auch die Stadt Chemnitz als Kreispolizeibehörde nach § 64 Abs. 1 Nr. 3 PolG für zuständig zu halten. In Sachsen gibt es bisher keine Regelung darüber, wann die kreisfreie Stadt als Orts- und wann als Kreispolizeibehörde zuständig ist.





b. Verfahren


Eine Anhörung nach § 28 VwVfG erfolgte nicht. Diese ist aber auch nicht erforderlich, da bisher noch kein VA erlassen wurde.


Nach § 2 Abs. 1 Satz 2 PolG hat die Beklagte die zuständige Stelle dann unverzüglich zu unterrichten.





c. Form


dito





3. Materielle Rechtmäßigkeit


Die Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage müssen vorliegen.


a. Nach §§ 2 Abs. 1, 3 PolG muß Gefahr im Verzug für die öffentliche Sicherheit und Ordnung vorliegen.


Es ist nach den bisherigen Erfahrungen jederzeit mit Diebstählen des Hanfes und der daraus herrührenden Herstellung von Rauschgift, das von den Süchtigen konsumiert wird, zu rechnen. Die Hanfpflanzen werden jetzt schon wie in den vergangenen Jahren von Rauschgiftkonsumenten abgeerntet. Mit zunehmender Reife ist eine Häufung der Diebstähle und der Herstellung von Drogen aus Hanf zu erwarten, so daß die öffentliche Sicherheit konkret und unmittelbar bevorstehend in besonders starkem Maß gefährdet ist.





b. Polizeipflichtigkeit des Klägers


Gegen den Kläger kann somit aufgrund des allgemeinen Polizeirechts eingeschritten werden, wenn dessen Voraussetzungen vorliegen.


Als Personen, gegen die polizeiliche Verfügungen zur Abwehr einer Gefahr gerichtet werden können, kommen zunächst diejenigen, die für das polizeiwidrige Verhalten (Handlungsstörer), und diejenigen, die für den polizeiwidrigen Zustand (Zustandsstörer) polizeipflichtig sind, in Betracht, §§ 4, 5 PolG.


Nicht polizeipflichtige Personen können erst dann in Anspruch genommen werden, wenn Maßnahmen gegen die Störer nicht oder nicht ausreichend sind. Hier scheiden Maßnahmen sowohl aus dem Gesichtspunkt der Handlungs- als auch der Zustandshaftung gegen den Kläger aus. Ein Einschreiten aufgrund § 7 PolG wäre möglich.





aa. Handlungsstörer


Der Kläger hat den polizeiwidrigen Zustand nicht verursacht. Der Verursachungsbegriff im Polizeirecht ist nicht auf die Betrachtung des Kausalzusammenhangs als solchen beschränkt (Lisken/Denninger, E Rn 61).


Aus der Ausrichtung des Polizeirechts auf die Beseitigung von Gefahren und Störungen für die öffentliche Sicherheit folgt, daß auch von der Gefahr oder Störung her die dafür wesentliche Ursache bestimmt werden muß. Dies bedarf einer die Umstände wertenden Betrachtungsweise (Lisken/Denninger aaO). Dabei wird überwiegend entweder darauf abgestellt, ob eine Ursache unmittelbar eine Gefahr oder Störung herbeigeführt hat oder ob es sich um solche Bedingungen handelt, die nach allgemeiner Lebenserfahrung geeignet sind, einen polizeiwidrigen zustand herbeizuführen.


Störer ist nach der Theorie der unmittelbaren Verursachung, wer bei wertender Betrachtung unter Einbeziehung aller Umstände des jeweiligen Einzelfalles die Gefahrengrenze überschritten und damit die unmittelbare Ursache für den Eintritt der Gefahr gesetzt hat (Lisken/Denninger E Rn 62).


Danach ist die Anpflanzung der Hanfpflanzen als solche nicht als eigentliche Bedingung für den hier eingetretenen Gefahrenzustand anzusehen, da sie nicht die unmittelbare Gefahrenquelle bildete. Mit der Anpflanzung von Hanf ist kein Verhalten verbunden gewesen, das selbst die Gefahrengrenze überschritten also unmittelbar die Gefahr für Gesundheit oder Leben anderer herbeigeführt hat.


Weiterhin wird für die Annahme einer polizeirechtlichen Verantwortlichkeit vielfach das Merkmal der Rechtswidrigkeit herangezogen (Lisken/Denninger E Rn 66).


Danach überschreiten diejenigen Handlungen und Ursachen die Grenze zur polizeilichen Gefahr, die nicht den Erfordernissen entsprechen, welche die Rechtsordnung im Interesse eines störungsfreien Gemeinschaftslebens aufgestellt hat. Die Rechtswidrigkeit wird dabei als eines von mehreren Bewertungskriterien angesehen. Sie tritt entweder neben die Prüfung der Unmittelbarkeit (Vollmuth, VerwArch 68 (1977), 45, 52) oder wird als zusätzliches Bewertungsmerkmal für solche Handlungen und Ursachen herangezogen, die dem eingetretenen Erfolg adäquat sind (Schnur DVBl 1962, 1ff. Dieser ist der „Vater“ der Theorie der rechtswidrigen Verursachung.).


Beide Betrachtungsweisen führen hier nicht dazu, den Kläger als polizeirechtlich relevanten Verursacher anzusehen. Als dem eingetretenen Erfolg angemessen gelten nur solche Bedingungen, die nach der Erfahrung des Lebens allgemein geeignet sind, eine Gefahr oder Störung der eingetretenen Art herbeizuführen. Selbst wenn man in diesem Zusammenhang auf die Erheblichkeit des Umstandes abhebt, der durch die ihm eigene Gefahrentendenz das Normalmaß der bestehenden Gegebenheiten übersteigt, wird als wesentliche und rechtlich erhebliche Ursache für die Gefahr das Verhalten der Drogensüchtigen und Kleinhändler angesehen werden müssen. Hinzu kommt, daß sich der Kläger auf eine gültige Erlaubnis nach dem Betäubungsmittelgesetz berufen kann. Personen, die ein ihnen ausdrücklich eingeräumtes Recht wahrnehmen, können als Störer auch dann nicht in Anspruch genommen werden, wenn sie den drohenden oder eingetretenen ordnungswidrigen Zustand dadurch hervorrufen.


Eine Verantwortlichkeit des Klägers scheidet daher unter dem Gesichtspunkt der Handlungshaftung aus, § 4 PolG.





bb. Zustandsstörer


Dasselbe gilt für eine Zustandshaftung nach § 5 PolG. Denn es darf nur der Inhaber der tatsächlichen oder rechtlichen Gewalt über diejenige Sache in Anspruch genommen werden, deren eigene Beschaffenheit oder räumliche Lage im Hinblick auf die Gefahr polizeiwidrig ist, d.h. unmittelbar die Gefahrenquelle bildet (Lisken/Denninger E Rn 55).


Die Anpflanzung der Hanfpflanzen bildete keine unmittelbare Ursache für die Gefährdung. Diese wurde erst durch die Drogenabhängigen und Kleinhändler geschaffen. Das „Umschlagen“ in den polizeiwidrigen Zustand beruhte bei Anwendung des Kriteriums der Unmittelbarkeit der Verursachung auf dem Verhalten dieser Personen.





cc. Maßnahmen gegenüber Unbeteiligten


Es besteht jedoch die Möglichkeit gegenüber dem Kläger als einer unbeteiligten Person nach § 7 PolG vorzugehen.


Maßnahmen gegen die eigentlich verantwortlichen Personen, nämlich die Drogensüchtigen und Kleinhändler, sind nicht möglich, da diese vor Beginn ihres Vorhabens nicht erkennbar sind. Auch die weiteres Voraussetzung des § 7 PolG, daß es sich um eine unmittelbar bevorstehende erhebliche Gefahr handelt, ist gegeben.


Eine Gefahr steht unmittelbar bevor, wenn das schädigende Ereignis in allernächster Zeit zu erwarten ist. Der nächste Diebstahl läßt sich zeitlich nicht mit Gewißheit bestimmen. Er ist nach den bisherigen Vorkommnissen aber „jederzeit“ zu erwarten.


Es handelt sich auch um eine erhebliche Gefahr. Die Erheblichkeit richtet sich nach der Schutzwürdigkeit des gefährdeten Rechtsguts. Sie ist hier jedenfalls hinsichtlich der Gefährdung der Gesundheit und des Lebens der Rauschgiftkonsumenten der öffentlichen Ordnung zu bejahen.


Ein Einschreiten ist demnach nach § 7 PolG möglich. Allerdings kann der Kläger nach § 52 PolG angemessene Entschädigung für den ihm durch die Maßnahme entstandenen Schaden verlangen.





c. Rechtsfolge


Die angekündigte Maßnahme ist nach den Umständen auch notwendig und objektiv geeignet, die Gefährdung zu verhindern. Eine inhaltlich weniger beeinträchtigend Maßnahme (§ 3 PolG), die zum Erfolg führte, könnte nicht getroffen werden. Die Felder des Klägers können wegen ihrer Ausdehnung nicht gesichert werden, so daß eine Einzäunung oder die Bestellung von Aufsichtspersonen als geeignete Mittel nicht in Betracht kommen.





4. Nebenentscheidungen


Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, die Anordnung der vorläufigen Vollstreckbarkeit auf § 167 VwGO iVm §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.
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